
An den 
Verein Werk-statt-Schule e.V. 
Koordinationsstelle Partnerschaft für Demokratie im 
Landkreis Northeim 
Herrn Maik Schwartau, Geschäftsführer 
Herrn Dirk Niemeyer, Pressesprecher Landkreis 

Sehr geehrter Herr Schwartau, 

wir zivilgesellschaftlichen Bündnisse und Akteure in Südniedersachsen wenden 

uns an Sie als zivilgesellschaftlichen Träger des Programms „Partnerschaft für De-

mokratie“ (PfD) im Landkreis Northeim. In der Funktion übernehmen Sie Verant-

wortung für die Förderung zivilgesellschaftlicher Projekte u.a. bei der Prävention 

und Bekämpfung extrem rechter, neofaschistischer und rassistischer Umtriebe. 

Wie wir alle wissen, sind dies derzeit mehr denn je notwendige Interventionen. 

Fast täglich ruft die Politik auf, Zivilcourage zu zeigen und sich Rassismus, Antise-

mitismus und Nazismus in den Weg zu stellen. Dafür sind die Bundesmittel des 

Programmes vorgesehen. Insbesondere die Koordinationsstelle unterstützt seit 

fast einem Jahrzehnt die Zivilgesellschaft, Antragsteller_innen wie auch das bera-

tende, demokratische Gremium, den Begleitausschuss.  

Daher schauen wir Bündnispartner_innen in Südniedersachsen mit Unverständnis 

und Kritik auf die Maßnahmen, die Sie als neuer Leiter des Trägers Werk-statt-

Schule e.V. im Landkreis Northeim jüngst vornehmen. Wir sehen die Zielsetzung 

der PfD im Landkreis Northeim in mehrfacher Hinsicht gravierend beschädigt. Mit 

Auswirkung auf unsere Region, in der es nur mittels gemeinsamen und koordi-

nierten Vorgehens gelingt, die Umtriebe der extremen Rechten zurückzudrängen.  

Zum einen hat die Verzögerung der Veröffentlichung der für uns alle relevanten 

Broschüre des „Vereins Antifaschistisches Bildungszentrum und Archiv Göttingen 

(ABAG)“, öffentlich Zweifel an der Intention des Programmes entstehen lassen. 



Diese Broschüre war vom Begleitausschuss freigegeben, bereits seit Wochen fer-

tiggestellt, aber die Veröffentlichung wurde nachträglich mit dem Argument feh-

lender Bildrechte wochenlang vom Landkreis Northeim verhindert. Die Ergeb-

nisse journalistischer Arbeit, die teils wortwörtlich unter Einsatz des Lebens 

entstanden, wurden in Frage gestellt und rechtliche Fragen nicht mit den Exper-

ten direkt geklärt. Was für eine Außenwirkung und was für ein Triumph für die 

gefährlichen Neonazis im Fokus der Publikation! Es ist ein schwächender Zug, 

wenn Expertise zu den regional agierenden extremen Rechten der Öffentlichkeit 

vorenthalten wird. Und wir alle sind froh, nun die Publikation für unsere Arbeit 

endlich nutzen zu können. 

Ein weiterer Zug, durch den die Zielsetzung des PfD-Programmes  in Frage gestellt 

wird, ist die mangelnde Kommunikation mit dem entscheidenden und beschlie-

ßendem Begleitausschuss-Gremium der Partnerschaft. Wir sehen durch das di-

rektive Eingreifen am Begleitausschuss vorbei die Grundlage des Programms in 

Frage gestellt. Wenn der Träger die Absprachen des Begleitausschusses stoppen 

und unterlaufen kann, ohne das Gremium einzubeziehen, entsteht öffentlicher 

Zweifel an der Verlässlichkeit des demokratischen Gremiums. Wir fordern Sie da-

her auf dies öffentlich richtig zu stellen, die Mitglieder des Gremiums zu entlas-

ten, und so Schaden vom Programm abzuwenden. 

Nicht zuletzt blieb die von Ihnen veranlasste Freistellung der von uns geschätzten 

Koordinatorin der Partnerschaft für Demokratie, Frau Silke Doepner, bis heute 

unbegründet und beschädigt auf diese Weise öffentlich das Ansehen von Funk-

tion aber auch Person sowie Integrität unserer demokratischen Zivilgesellschaft.  

Die Koordinatorin war die inhaltliche Ansprechpartnerin für die genannte Bro-

schüre. Alle Zweifel des Landkreises Northeim zu rechtswidrigen Inhalten der Bro-

schüre wurden inzwischen widerlegt. Die Stelle der Koordinatorin wurde hinge-

gen mittlerweile neu besetzt. Wir fordern Sie auf: Klären Sie auf, was vorgefallen 

ist! Wenden Sie den bislang schon entstandenen Schaden von allen couragierten 

Gremien und handelnden Personen endlich ab! Und damit letztendlich den Scha-

den an der Legitimation des Bundesprogramms „Partnerschaft für Demokratie“ in 

unserer Region. 

 



Unterzeichnende: 



 

 
 

 

 


